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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
(WBF). 

 
Begründung 

Der Bund hat bei den Kantonen und weiteren interessierten Kreisen ein An-
hörungsverfahren zu Anpassungen des Anhangs zur Verordnung über die 
Meldestelle für lebenswichtige Humanarzneimittel und des Anhangs zur Ver-
ordnung über die Pflichtlagerhalterung von Arzneimitteln sowie der Verord-
nung des Eidgenössischen Departmentes für Wirtschaft, Bildung und For-
schung über die Pflichtlagerhalterung von Arzneimitteln durchgeführt. Die 
vorgeschlagenen Änderungen zur Melde- und Lagerpflicht von Arzneimitteln 
tragen den Versorgungsengpässen Rechnung und stellen die Versorgung 
der Schweiz mit lebenswichtigen Arzneimitteln sicher. Die Anpassungen 
werden daher vom Regierungsrat begrüsst. 
 

                                                                                            
 

 


